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Katharina Mader

Staatsfinanzen und Care-Ökonomie

Gerade in Krisenzeiten wäre es von grosser Bedeutung, die Last der Care-
Arbeit zu reduzieren, indem unbezahlte Arbeit anerkannt und umverteilt
wird, indem menschenwürdige Arbeitsbedingungen für Frauen und Män-
ner sichergestellt und staatliche Regulierung und Infrastrukturleistungen
bereitgestellt werden (Bakker 2009, 41). Care-Ökonomie und Care-Arbeit*
gelten zwar als relativ krisenresistent, weil die Nachfrage nach ihnen
(über)lebenswichtig ist. Die Nachfrage nach Care-Arbeit ist daher kaum
konjunkturellen Schwankungen unterworfen, sie hängt wesentlich von
demografischen Entwicklungen ab und nimmt in unserer Gesellschaft zu,
da die Zahl betreuungs- und pflegebedürftiger Menschen tendenziell an-
steigt.

Dennoch wird mittlerweile eine Care-Krise wahrgenommen. Diese hat
zumindest zwei Ebenen und wird häufig als doppelte Care-Krise beschrie-
ben: Die erste Ebene thematisiert die «Zweitrundeneffekte» von Wirt-
schaftskrisen, die zweite bezieht sich auf die «Kostenkrankheit» des

Dienstleistungssektors. Ich möchte diese beiden Dimensionen im vorlie-
genden Artikel um eine dritte erweitern und Care mit Gender Budgeting
verknüpfen, um aufzeigen, wie paradoxes ist, dass Gleichstellungsinitiati-
ven, wie zum Beispiel Gender Budgeting, unbezahlte Care-Arbeit nicht
bzw. kaum berücksichtigen. Ich lege dar, weshalb eine Neuausrichtung
von Gender Budgeting durch den Einbezug von unbezahlter Care-Arbeit
gerade in Zeiten von Wirtschaftskrisen wichtig wäre.

Care und «Zweitrundeneffekte» von Wirtschaftskrisen
Angeblich nicht mehr finanzierbare Gesundheitssysteme, Mehrfachjobs,
die die Kinderversorgung, die Kranken- oder Altenpflege nahezu verun-
möglichen, oder staatlich geduldete Schwarzarbeit im Pflegebereich sind
nur einige der Beispiele, die auf eine Care-Krise verweisen (vgl. Klawatsch-
Treitl 2009,149). Christa Wichterich führt diese Care-Krise auf «Zweitrun-
deneffekte» der Wirtschaftskrise zurück: Staatliche Ausgaben gehen we-
gen der Verschuldung und private Ausgaben wegen sinkender
Beschäftigung zurück. Daher stehe eine «neue Welle des Kleinhackens von
Beschäftigung in Teilzeit-, Leih- und prekäre Arbeit» an, ebenso ein «Ab-
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specken des öffentlichen Sektors» mit Lohnkürzungen und Entlassungen.
Frauen und ihre Care-Tätigkeiten werden «als soziale Air Bags» (Wichte-
rieh 2009, 25) gefragt sein, die mit Mehrarbeit im Haushalt Lohnkürzun-
gen oder Kündigungen auffangen und mit unbezahlter Care-Arbeit das

Schrumpfen öffentlicher Leistungen abfedern sollen.
Untersuchungen zu (früheren) Wirtschaftskrisen und ihren Folgen für

die unbezahlte Care-Arbeit von Frauen (z.B. von Aslanbeigui/Summer-
field (2000), Bakker (2002), Seguino (2009)) zeigen, dass Frauen als bezahlt
und unbezahlt Care-Arbeit Leistende besonders stark von Wirtschaftskri-
sen betroffen sind. Es sind Frauen, die die überproportionale Last von Kri-
sen tragen, denn sie verlieren nicht nur ihre Jobs, sondern müssen auch die
Güter und Dienstleistungen ersetzen, die nicht mehr auf dem Markt ge-
kauft werden können oder vom Staat - aufgrund von Budgetkonsolidie-
rungen - nicht mehr zur Verfügung gestellt werden. Die Rücknahme öf-
fentlicher Angebote in Zeiten knapper Kassen bedeutet dabei «einen
doppelten Verlust: Verhinderung weiblicher Erwerbsintegration und Re-

duzierung von Frauen-Arbeitsplätzen» (Thiessen 2004, 69).
Gerade die Aktivitäten des öffentlichen Bereichs sind für Frauen von

grosser Bedeutung, nicht nur als Beschäftigungssektor mit Aussicht auf
mehr Chancengleichheit, sondern vor allem, weil öffentliche Güter und
Dienstleistungen dabei helfen, die Belastungen durch unbezahlte Care-
Arbeit zu reduzieren. Daher sind Frauen auch überdurchschnittlich nega-
tiv von Sparmassnahmen des öffentlichen Sektors betroffen. Dabei ist aber
paradoxerweise die Care-Ökonomie das Wachstumsfeld der Zukunft:
«Denn - u.a. seit die Hausfrauen ihre sozialen Dienste nicht mehr so um-
fassend und geräuschlos ableisten wie früher - braucht man qualifizierten
und massenhaften Ersatz. Dieser ist nicht umsonst. Statt aber die Weichen
für einen menschenwürdigen Ausbau der sozialen Dienste zu stellen, wird
die vorhandene und potenzielle Beschäftigung in diesem Bereich durch
Niedriglohnkonkurrenz verdrängt und entwertet.» (Knapp 2004, 8)

Der Abbau der Staatsschulden geht mit einem Rückgang der Sozialleis-
tungen einher, der vor allem Frauen trifft, insbesondere dann, wenn sie
die zunehmend fehlenden sozialen Transfers, Güter und Dienstleistungen
durch unbezahlte Care-Arbeit kompensieren müssen. Aus den erwähnten
Studien kann geschlossen werden, dass auch die aktuellen Krisenwirkun-
gen und die derzeitige Priorität des Abbaus der Staatsschulden dazu füh-
ren, dass Care-Bereiche wie Gesundheit, Bildung und Pflege weltweit mas-
siv unter Druck kommen. Dies ist die erste Dimension der Care-Krise.

Care und «Kostenkrankheit» des Dienstleistungssektors
Care-Arbeit beinhaltet laut Mascha Madörin Besonderheiten, die bei der
Produktion industrieller Güter nicht gelten: das Subjekt-Subjekt-Verhält-
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nis, das der Care-Arbeit zugrunde liegt, die Emotionen und zwischen-
menschlichen Beziehungen als Teil der Care-Tätigkeiten und ihrer Quali-
tat, die Unmöglichkeit der Trennung von Produkt, Produzentin und
Bezüger des Produkts bzw. der Leistung, die begrenzte Aufteilbarkeit von
zeitlichen Abläufen und die geringe Planbarkeit und hohe Komplexität von
Care-Tätigkeiten, die begrenzte Substituierbarkeit von Produktionsfakto-
ren sowie die spezifische Motivation, die immer etwas mit der Sorge für
andere zu tun hat (vgl. Madörin 2006, 282L, vgl. auch 2010). Dies hat we-
sentliche Implikationen für das Ausmass, in dem Produktivitätssteigerun-
gen bei Care-Arbeit möglich sind, ohne dabei die Qualität ebendieser zu
verschlechtern. So führt beispielsweise der Versuch, mehr Menschen mit
dem gleichen Aufwand an Arbeitskraft zu betreuen oder zu pflegen, fast
immer zwangsläufig zu einer Qualitätseinbusse.

Die zeitintensiven Care-Tätigkeiten haben also die Eigenheit, dass sie

sich durch technische Innovationen oder effizientere organisatorische
Gestaltung nicht in dem Masse rationalisieren lassen, wie das in der Gü-

terproduktion möglich ist. «Many services require direct contact between
those who consume the service and those who provide it. Attempts to im-
prove productivity by reducing the amount of personal contact merely re-
duce the quality of the service.» (Donath 2000,118) William Baumol nennt
dies die Kostenkrankheit des Dienstleistungssektors: «Because producti-
vity improvements are very difficult for most services, their cost can be ex-

pected to rise faster, year in, year out, than the cost of manufactured goods.
Over a period of several decades, this difference in the growth rate in costs
of the two sectors can add up, making services enormously more expensi-
ve compared with manufactured goods.» (Baumol/Blinder 1985, 546 zit. in:
Donath 2000,118)

Unter Baumols Annahmen verteuern sich technologisch stagnierende
Leistungen relativ zu Gütern, die in technologisch progressiven Wirt-
schaftszweigen produziert werden. Dienstleistungen ebenso wie Care-Ar-
beit leiden daher an der sogenannten Baumol'schen Kostenkrankheit, weil
sie arbeitsintensiver und weniger dem technischen Fortschritt - also Pro-
duktivitätssteigerungen - zugänglich seien. Dies treibe die relativen Prei-
se von Dienstleistungen und Care-Tätigkeiten nach oben. Die geringeren
«Produktivitätsfortschritte» verteuern Care-Arbeit gegenüber dem Pro-
duktionssektor und machen sie angeblich «unbezahlbar».*

Auch die - in den letzten Jahrzehnten - empirisch beobachtbare Ver-

Schiebung von unbezahlter zu bezahlter Care-Arbeit führte bei den Care-

Tätigkeiten nicht zu ähnlichen Produktivitätssteigerungen, wie es histo-
risch beim Wandel von unbezahlter Güterherstellung zu bezahlter der Fall
war und bis heute ist. Die «economies of scale» in der Massengüterferti-
gung hatten nach Susan Himmelweit Folgen für die Eigenproduktion in

26 WIDERSPRUCH-62/13



den privaten Haushalten: «These productivity gains are experienced by
households as a rising opportunity cost of domestic production, measured
either historically by the real cost of servants' wages or latterly by the
purchasing power of the potential wage foregone by homemakers, owing
to a fall in the price of commodity substitutes. However [...] moving into
the paid economy does not in itself raise productivity in caring.» (Himmel-
weit 2007, 587f.)^

Weil also die Gesamtausgaben für Care-Arbeit in einer Gesellschaft
kontinuierlich steigen, geraten sie besonders in den Fokus neoliberaler
Sparpolitik (vgl. Winker 2008, 51). Dies beschreibt die zweite Dimension
derCare-Krise.

Care und Gender Budgeting
Bis heute wurden Schätzungen zufolge seit der ersten Gender-Budget-Ini-
tiative in Australien im Jahr 1983 weit über 60 Initiativen in allen Teilen der
Welt lanciert. Sie entstanden im Kontext nationaler und internationaler fe-
ministischer Bewegungen und «provide a means for determining the ef-
feet of government revenue and expenditure policies on women and men»
(Budlender et al. 2002, 52). Absicht ist jedenfalls, zu untersuchen, ob Bud-

gets Geschlechtergerechtigkeit fördern oder verhindern. Die Schlüssel-
frage lautet: Welche Auswirkung haben budgetpolitische Grössen und
Massnahmen auf die Gleichstellung der Geschlechter? Reduzieren sie Ge-

Schlechterungleichheiten, vergrössern sie sie oder lassen sie sie unverän-
dert? Für Gender Budgeting sind die folgenden Aspekte wesentlich: zum
einen die inhaltliche Gestaltung von Budgets und zum anderen die Trans-

parenz des Prozesses der Budgeterstellung sowie die Möglichkeiten der

Partizipation, der Einflussnahme auf Budgetprioritäten. Erklärtes Ziel ist
Gleichstellung von Frauen und Männern (vgl. Mader 2009,19).

Dabei ist der Fokus auf unbezahlte Care-Arbeit der Schlüsselaspekt, der
Gender-Budget-Initiativen von anderen (partizipativen) Budget-Initiati-
ven unterscheidet oder unterscheiden sollte, denn die «Auswirkung eines
Budgets auf die soziale Gleichstellung von Frauen und Männern zeigt sich
in seinem Effekt auf das Mass an unbezahlter Arbeit, die erbracht werden
muss» (Elson 2002, 23). Eine Wirtschaftspolitik, die die nicht marktliche,
unbezahlte, zum grössten Teil von Frauen geleistete Care-Arbeit nicht in
sämtlichen Stadien des Budgetprozesses berücksichtigt und mit einbe-
zieht, kann den Prinzipien von Gender Budgeting nicht gerecht werden.

In Österreich ist Gender Budgeting im Bundeshaushaltsrecht und in der
Finanzverfassung (Art. 13 (3) BV) verankert, und nicht zuletzt deshalb ist
es seit 2009 «Pflicht», Geschlechterunterschiede bei der Analyse von Wir-
kungen staatlicher Massnahmen zu berücksichtigen (vgl. u.a. Klatzer
2010). Dennoch scheint Gender Budgeting derzeit nicht viel mehr als ein
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Schlagwort zu sein. Geschlechtereffekte der Krise, der Konjunkturpro-
gramme und der (angekündigten) Konsolidierungs- und Sparpolitiken
werden nämlich weitgehend negiert und verschwiegen - vor allem die Aus-
Wirkungen auf die unbezahlte Care-Arbeit.

Ich gehe daher davon aus, dass die doppelte Care-Krise um eine dritte
Dimension zu erweitern ist. Obschon die unbezahlte Care-Ökonomie als
das zentrale Element des Gender-Budgeting-Ansatzes verstanden wird,
wird sie weltweit in vielen Gender-Budgeting-Initiativen gänzlich oder
grossteils vernachlässigt: Budlender kommt zum Schluss, dass «despite its
importance [...], the unpaid labour aspect is not present in all GRB [Gen-
der Responsive Budgeting] work. And when it is present, it is often not
strongly developed.» (Budlender 2004,17) Einige Initiativen berücksichti-
gen unbezahlte Arbeit überhaupt nicht, andere erwähnen unbezahlte Tä-

tigkeiten zwar in den Analysen des Ist-Zustandes, führen dies aber nicht
konsequent weiter, «when it comes to discussing policy and associated
budgets.» (Budlender 2004,18)^

Damit wird der Anschein erweckt, dass unbezahlte Care-Arbeit als eine
Ressource wahrgenommen werden kann, die in unbegrenztem Ausmass
zur Verfügung steht und deshalb beispielsweise bei einer Untersuchung
von Auswirkungen der Kürzung von Sozialleistungen nicht in entspre-
chendem Ausmass berücksichtigt werden muss. Die spezifischen Bedürf-
nisse von Frauen als bezahlte und unbezahlte Care-Arbeit Leistende blei-
ben damit weitestgehend unberücksichtigt. Dies ist meiner Einschätzung
nach die dritte Dimension der Care-Krise.

Fazit: Care und Staatsfinanzen
Diese drei Ebenen oder Dimensionen der Care-Krise sind vor allem des-
halb beunruhigend, weil Care-Krise heisst, dass Menschen, die von Care-
Arbeit - also von Versorgung und Zuwendung anderer - abhängig sind,
diese Zuwendung unter Umständen nicht mehr erhalten. Um diese Aus-
Wirkung so gering wie möglich zu halten bzw. gar zu vermeiden, ist es

notwendig, das gesellschaftlich dominante Verständnis von Arbeit zu ana-
lysieren, Machtverhältnisse und Interessen zu erkennen und eine Neuor-
ganisation und Umverteilung von bezahlter und unbezahlter Care-Arbeit
ebenso wie eine Entprekarisierung und eine gesellschaftliche Aufwertung
der Care-Arbeit zu forcieren. Dies ist gerade während und nach Wirt-
schafskrisen, die von einer De-Thematisierung von «Frauen», «Frauenar-
beit» und geschlechtsspezifischen Krisendimensionen geprägt sind, von
enormer Wichtigkeit. Damit die gesellschaftlich notwendige und ökono-
misch bedeutsame Care-Arbeit nicht (weiter) reprivatisiert, refamiliali-
siert, marginalisiert und entwertet wird, bedarf es der Umverteilung und
Neubewertung von Arbeit.
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Um bisherige staatliche Gleichstellungsbestrebungen nun im Zuge der
Wirtschaftskrise bzw. der Konsolidierungsprogramme nicht zu konterka-
rieren, darf Gender Budgeting nicht zu einer inhaltsleeren Strategie wer-
den, sondern muss, eingebettet in eine gleichstellungspolitische Ge-

samtstrategie, von allen föderalen Ebenen ernst genommen werden. Dafür
müssen Sparprogramme, jeweils bevorstehende Kürzungen und ihre Aus-
Wirkungen aus der Perspektive von Frauen und ihrer Adaptierungsstrate-
gien (die häufig in einer Erhöhung ihrer Leistung an unbezahlter Care-Ar-
beit bestehen) zureichend untersucht werden.

Um eine «uncaring future» (Himmelweit 2007, 584) zu vermeiden, be-
darf es der Veränderung von Caring-Normen und -Praxen sowie der politi-
sehen Intervention. Care-Arbeit und ihre Ökonomie sind als Basis jedes
weiteren Wirtschaftens, jeder wirtschafts- und budgetpolitischen Strate-

gie zur Krisenbew-ältigung und damit jeder gesamtwirtschaftliche Theo-
rie zu verstehen.

Es ist daher eine der wichtigsten Herausforderungen für Gender Budge-
ting, dass für die Care-Ökonomie ausreichend finanzielle Mittel zur Verfü-

gung stehen, in der bezahlten Care-Arbeit existenzsichernde Löhne be-
zahlt werden und sie sozial- und arbeitsrechtlich gut abgesichert ist. Und
dass Frauen von unbezahlter Care-Arbeit entlastet werden, mehr Männer
unbezahlte Care-Arbeit übernehmen und für unbezahlte Care-Arbeit ad-

äquate Rahmenbedingungen geschaffen werden. Die Idee ist: Jede/jeder
in der Gesellschaft übernimmt einen Teil unbezahlter Care-Arbeit und ei-

nen Teil bezahlter Arbeit. Die Geschlechtsbindung von Arbeit, und das
heisst vor allem die Bindung von bezahlter und unbezahlter Care-Arbeit
an Frauen, muss aufgehoben werden.

Gender Budgeting muss diesbezüglich nachhaltig sein und die Umver-
teilung vorantreiben. Die Voraussetzungen dafür zu gewährleisten, dass

Menschen gut aufwachsen, gut leben, täglich regeneriert an die Erwerbs-
arbeit gehen und in Würde altern und sterben können, ist die zentrale He-

rausforderung und Aufgabe für Gender Budgeting (vgl. Gubitzer et al.

2008). Hierfür müssen in einem demokratischen Prozess, beispielsweise
im Rahmen von Gender-Budgeting-Initiativen, Care-Standards formuliert
und deren Einhaltung kontrolliert werden. Ausserdem ist dem Abbau von
öffentlichen Güter und Dienstleistungen, die ein gutes Leben für alle er-
möglichen, entgegenzuwirken. Ihre Organisation ist jenseits von neolibe-
raier Marktlogik demokratisch zu gestalten. Sie muss von allen mitgestal-
tet bzw. beeinflusst werden können und der alltäglichen Lebensführung
und Lebenssituation der Menschen dienen.
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Anmerkungen

1 Care-Arbeit umfasst sowohl unbezahlte als auch bezahlte Care-Arbeit und wird
unterteilt in direkte und unterstützende Care-Arbeit. Mit direkter Care-Arbeit werden
all die personenbezogenen Arbeiten bezeichnet, die in direkter Beziehung zwischen
zwei Personen, die sich zur gleichen Zeit am gleichen Ort befinden müssen, gemacht
werden. Mit unterstützender Care-Arbeit werden all die Arbeiten bezeichnet, die
direkte Care-Arbeit erst ermöglichen, sie organisieren, unterstützen aber auch Arbeiten,
die zur menschlichen Existenz und zum Zusammenleben gehören (vgl. Gubitzer/Mader
2011,18).

2 Baumol weist jedoch-vor allem in seinen späteren Arbeiten (2001) - daraufhin, dass
dies ein Trugschluss ist, denn solange die Produktivität einer Volkswirtschaft insge-
samt zunimmt, könne diese Volkswirtschaft mehr von allem produzieren, sowohl von
Gütern als auch Dienstleistungen. Die Veränderung der relativen Preise habe dennoch
Auswirkungen auf private Haushalte, Unternehmen oder die Staatsfinanzen.

3 Dies ist auch ein wesentlicher Grund für die feministische Arbeit zur Care-Ökonomie.
Zu forcieren wäre Susan Himmelweit zufolge, dass eine Verschiebung «in emphasis
from work to care may have to extend beyond household boundaries throughout the
economy and pervade all economic thinking» (Himmelweit, 2000, xxxiii).

4 Budlender unterstreicht hierbei, dass das Vorliegen einer detaillierten Datenbasis keine
notwendige Voraussetzung für den Einbezug von unbezahlter Care-Arbeit durch
Gender Budget-Initiativen darstellt, denn «if- as is usually the case - everyone
acknowledges that women bear the main burden of most types of unpaid labour, exact
data strengthen the case and make it appear more scientific, but are not required for
appropriate policy making» (Budlender 2004,18).
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